
 Verfassungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

     U 767-769/08-10 

 

 

I M   N A M E N   D E R   R E P U B L I K ! 
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in den Beschwerdesachen 1. des mj. A , 2. des A (alias K) und 

3. der A , ..., alle vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Michael-

Thomas Reichenvater, Herrengasse 13/II, 8010 Graz, gegen die Ent-

scheidungen des Asylgerichtshofes, jeweils vom 6. Oktober 2008, 

1. Z E13 400.818-1/2008-5E, 2. Z E13 400.816-1/2008-5E und 

3. Z E13 400.817-1/2008-5E, in seiner heutigen nichtöffentlichen 

Sitzung gemäß Art. 144a B-VG zu Recht erkannt: 

 

 Die Beschwerdeführer sind durch die angefochtenen 

Entscheidungen im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 

Gleichbehandlung von Fremden untereinander verletzt worden. 

 

 Die Entscheidungen werden aufgehoben. 

 

 Der Bund (Bundeskanzler) ist schuldig, den Beschwerde-

führern zuhanden ihres Rechtsvertreters die mit € 2.760,- be-

stimmten Prozesskosten binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu 

bezahlen. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

 

I. 1. Die Beschwerdeführer, Staatsangehörige der Türkei und 

Angehörige der kurdischen Volksgruppe, reisten gemeinsam mit dem 

Flugzeug unter Vorlage gefälschter türkischer "Servicepässe" nach 

Österreich ein und stellten am 8. Dezember 2007 Anträge auf inter-

nationalen Schutz. Diese begründeten sie im Wesentlichen damit, 

dass in der Türkei die Wohnung der Beschwerdeführer mehrmals von 

Polizeibeamten durchsucht und der Zweitbeschwerdeführer mehrmals 

angehalten oder festgenommen worden sei; im Zuge der Anhaltungen 

sei er auch misshandelt worden.  

 

 2. Mit Bescheiden des Bundesasylamtes vom 10. Juli 2008 

wurden die Anträge auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 

Asylgesetz 2005 abgewiesen. Der Status des subsidiär Schutz-

berechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Türkei wurde den 

Beschwerdeführern gemäß § 8 Abs. 1 Asylgesetz 2005 nicht zuer-
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kannt; unter einem wurden sie gemäß § 10 Abs. 1 Asylgesetz 2005 

aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgewiesen. 

 

 3. Die dagegen erhobenen Berufungen (nunmehr: Be-

schwerden) vom 28. Juli 2008 wurden mit den nunmehr angefochtenen 

Entscheidungen des Asylgerichtshofes vom 6. Oktober 2008 gemäß 

§§ 3, 8 Abs. 1 Z 1 und 10 Abs. 1 Z 2 Asylgesetz 2005 als unbe-

gründet abgewiesen. Eine mündliche Verhandlung wurde nicht durch-

geführt. In den angefochtenen Entscheidungen wird jeweils ein-

leitend der bisherige Verfahrensgang und das vor dem Bundesasylamt 

erstattete Fluchtvorbringen zusammengefasst wiedergegeben sowie 

festgehalten, dass das Bundesasylamt das "ausreisekausale Vor-

bringen aus den im angefochtenen Bescheid dargestellten Gründen 

als nicht glaubhaft" erachtet habe. Hinsichtlich der Sachverhalts-

feststellungen, der Beweiswürdigung und der rechtlichen Beurteil-

ung wird (jeweils) auf die "zutreffenden Ausführungen im ange-

fochtenen Bescheid" verwiesen und diese werden zum Inhalt der an-

gefochtenen Entscheidungen des Asylgerichtshofes erklärt, "zumal 

das Bundesasylamt nach Ansicht des Asylgerichtshofes ein mängel-

freies und ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und 

in der Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse 

dieses Verfahrens sowie die bei der Beweiswürdigung maßgebenden 

Erwägungen klar und übersichtlich zusammengefasst hat".  

 

 Daran anschließend folgt die - im Wesentlichen in allen 

angefochtenen Entscheidungen gleich lautende - Beweiswürdigung, 

die in Bezug auf den Zweitbeschwerdeführer wörtlich wie folgt 

lautet:  

 
 "Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den erstin-
stanzlichen Verwaltungsakt unter zentraler Berücksichtigung der 
niederschriftlichen Angaben des Antragstellers vor der Erstbe-
hörde, des bekämpften Bescheides sowie der Beschwerde.  
 
 Das BAA stellte im angefochtenen Bescheid nachvollziehbar 
dar, wie die Behörde zur Ansicht gelangte, dass die Glaubhaft-
machung einer asylrelevanten Verfolgung in der Türkei nicht ge-
lungen sei. Das Vorbringen des BF sei in wesentlichen Teilen 
seiner Fluchtgeschichte mit den Angaben seiner Ehefrau wider-
sprüchlich bzw. vage und nicht plausibel gewesen.  
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 Die von der Erstbehörde vorgenommene Beweiswürdigung ist 
im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich 
schlüssig und stimmig. Der Asylgerichtshof schließt sich dieser an 
und erklärt sie, ohne diese hier nochmals wiederholen zu müssen, 
zum Inhalt dieses Erkenntnisses (zur Zulässigkeit dieses Vorgehens 
vgl zB. VwGH 4.10.1995, 95/01/0045; 24.11.1999, 99/01/0280).  
 
 Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den 
Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer Wahr-
scheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen 
Sachverhalts, also von Tatsachen, führt. Der Verwaltungs-
gerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in 
freier Beweiswürdigung nur dann als erwiesen angenommen werden 
darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende 
und sichere Anhaltspunkte für einer derartige Schlussfolgerung 
liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf, 
Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 
§ 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des 
Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, 
Zahl 13 Os 17/87, aus: 'Die aus der gewissenhaften Prüfung aller 
für und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Über-
zeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare 
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo 
ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden einer Natur-
wissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung 
nicht zugänglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer 
Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher 
eine höchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die 
Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu 
begründen, (…)'.  
 
 Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung 
dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur festgelegten, 
Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundes-
asylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das fluchtkausale Vor-
bringen des Beschwerdeführers im Ergebnis als nicht glaubhaft 
qualifiziert.  
 
 Den vom BAA im angefochtenen Bescheid zu entnehmenden und 
die Beweiswürdigung hinsichtlich der Nichtglaubhaftmachung 
tragenden Argumenten werden in der Beschwerde nicht konkret und 
substantiiert entgegen getreten. Die Bekämpfung erfolgt im Wesent-
lichen dergestalt, dass das Ergebnis bloß bestritten wird und der 
BF mit einer handschriftlichen Ergänzung der Beschwerde sein Vor-
bringen in Form einer Steigerung nochmals wiederholt. Auf die im 
umfassenden ordnungsgemäß durchgeführten erstinstanzlichen Ermitt-
lungsverfahren aufgetretenen Widersprüche bzw. Implausibilitäten 
wird aber nicht näher eingegangen bzw. kein konkreter Versuch 
unternommen diese aufzuklären, sondern brachte der BF einen teil-
weise nicht im Einklang mit der vor der Erstbehörde geschilderten 
Sachverhalt vor. Nach der Judikatur ist ein bloßes – nicht näher 
substantiiertes – Behaupten bzw. Bestreiten von Umständen in einer 
Beschwerde von vornherein nicht geeignet der Beweiswürdigung 
konkret und substantiiert entgegen zu treten und dadurch eine er-
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gänzende Ermittlungspflicht der Berufungsbehörde auszulösen (vgl. 
zB. VwGH 30.1.2000, 2000/20/0356).  
 
 Die gesteigerte Wiederholung seines erstinstanzlichen 
Vorbringens in der Beschwerde und die bloße Behauptung, seine 
Fluchtgründe wären glaubhaft, ist nicht tauglich um die Pflicht 
des Asylgerichtshofes zur Durchführung eines ergänzenden Ermitt-
lungsverfahrens bzw. einer mündlichen Verhandlung zu begründen 
(VwGH 30.1.2000, 2000/20/0356). Nach der Judikatur des VwGH reicht 
eine allgemeine Behauptung für eine Glaubhaftmachung nicht aus 
(VwGH 24.2.1993, 92/03/0011, 1.10.1997, 96/09/0007). Weder im 
erstinstanzlichen Verfahren noch in der Beschwerde wurden konkrete 
Beweisanbote erstattet bzw. konkrete Bescheinigungsmittel, aus 
denen sich ergibt, dass der BF die geschilderten fluchtkausalen 
Ereignisse, die er in wesentlichen Punkten derart vage und un-
substantiiert schilderte, dass ihm die Glaubhaftmachung folge-
richtig versagt werden musste, tatsächlich selbst erlebt hatte.  
 
 Die Beschwerde versucht dem vagen und unsubstantiierten 
Vorbringen damit entgegen zu treten, dass der BF unter Stress 
gestanden habe, weil er seine zwei Kinder zurücklassen hatte 
müssen.  
 
 Es entspricht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass ge-
rade derartig gravierende stressreiche Ereignisse, die einen sogar 
zum Verlassen seines Heimatlandes motivieren, und wie sie der BF 
behauptetermaßen persönlich erlebt haben will, besonders ein-
prägsam sind und in den wesentlichen Punkten auch nach längerer 
Zeit substantiiert erzählt werden können. Dieser Erklärungsversuch 
ist im Ergebnis nicht dergestalt konkret und substantiiert, dass 
der Asylgerichtshof zu einem ergänzenden Ermittlungsverfahren ver-
pflichtet wäre.  
 
 Wenn der BF in seiner Beschwerde rügt, dass die Erstbe-
hörde den Sachverhalt umfassend zu ermitteln gehabt hätte und ent-
sprechende Feststellungen dazu treffen hätte müssen[,] ist dem 
entgegenzutreten, das[s] die Verpflichtung des Asylgerichtes, den 
Sachverhalt von Amts wegen vollständig und umfassend zu ermitteln, 
sich grundsätzlich nur auf solche asylrechtlich relevante Umstände 
bezieht, die vom Asylwerber auch vorgetragen werden. Die Aussage 
des Asylwerbers ist das zentrale Bescheinigungsmittel und Aus-
gangspunkt für die den Asylgerichtshof treffende Ermittlungs-
pflicht. Finden sich in den Aussagen eines Asylwerbers keine aus-
reichenden Anhaltspunkte für das Vorliegen eines Asylgrundes, so 
bedarf es in der Regel keiner weitergehenden amtswegigen Ermitt-
lungen. Es besteht keine Verpflichtung der Behörde, Asylgründe zu 
ermitteln, die der Asylwerber gar nicht behauptet hat (vgl hg Er-
kenntnis vom 21. November 1995, Zl 95/20/0329, mwN). (VwGH 23. 1. 
1997, 95/20/0303, 95/20/0304; vgl auch VwGH 2.3.1988, 86/01/0187; 
B 30.11.2000, 2000/20/0445). Der BF wurde von der Erstbehörde 
dreimal einvernommen. Die Erstbehörde hat durch explizite Befra-
gung die vagen Angaben des BF aufzuklären versucht. Der BF ist 
wiederholt zu seinem vagen Vorbringen befragt worden und war nicht 
in der Lage, substantiierte Antworten zu geben, die einer Glaub-
würdigkeitsprüfung standhalten. Der BF hat auch in der Beschwerde 
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keine Gründe vorgebracht, wozu ihn die Erstbehörde noch befragen 
hätte sollen. Auch der Asylgerichtshof kann nicht erkennen, dass 
das Bundesasylamt eine mangelhafte Einvernahme durchgeführt hat.  
 
 Sofern in der Beschwerde seitens des BF das erstinstanz-
liche Verfahren moniert wird, wird festgestellt, dass nach Ansicht 
des AsylGH wie bereits oben ausgeführt das Bundesasylamt ein 
mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt 
und in der Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse 
des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden 
Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage 
klar und übersichtlich zusammengefasst hat. De[m] BF ist es nicht 
gelungen, der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes dermaßen konkret 
und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an der Beweis-
würdigung des Bundesasylamtes aufgekommen wären. Von de[m] BF 
konnten keine nachvollziehbaren Ausführungen dargelegt werden, 
welche geeignet waren, vom Vorliegen einer mangelhaften Ermitt-
lungstätigkeit durch das Bundesasylamt auszugehen. Da somit weder 
aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren 
noch aus den Ausführungen de[s] BF ein substantiierter Hinweis auf 
einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht festge-
stellt werden.  
 
 Der BF beantragt in der Beschwerde eine 'nochmalige per-
sönliche Einvernahme'.  
 
 Der BF ist den vom BAA herangezogenen maßgeblichen Ar-
gumenten der Beweiswürdigung in der Beschwerde nicht konkret und 
substantiiert entgegen getreten. Im Beschwerdeschriftsatz hat er 
auch nicht dargelegt[,] was eine 4. persönliche Einvernahme an den 
im erstinstanzlichen Verfahren zu Tage getretenen Widersprüchen 
bzw. Unplausibilitäten ändern hätte können. Auch hat er nicht ein-
mal ansatzweise dargelegt, was dabei an entscheidungsrelevantem 
Sachverhalt noch hervor kommen hätte können. Nach der Judikatur 
des Verwaltungsgerichtshofes hat aber der BF schon in der Be-
schwerdeschrift darzulegen[,] was seine ergänzende Einvernahme an 
diesen Widersprüchen und Unplausibilitäten hätte ändern können 
bzw. welche wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch 
hervorgekommen wären. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337). Da die 
Erstbehörde nach Ansicht des Asylgerichtshofes den maßgeblichen 
Sachverhalt festgestellt hat, besteht unter Berücksichtigung oa. 
Argumente keine Verpflichtung zur Durchführung eines ergänzenden 
Ermittlungsverfahrens, weshalb diesem Antrag nicht nachzukommen 
war.  
 
 Da der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde keine maß-
gebliche Unrichtigkeit der erstinstanzlichen Beweiswürdigung bzw. 
des beweiswürdigend festgestellten Sachverhaltes aufzeigte und der 
Asylgerichtshof auf Grund des Ergebnisses des Ermittlungsver-
fahrens von einem ausreichend geklärten Sachverhalt ausgeht, be-
darf es auch keiner weiteren (mehrfachen) Einholung von Stellung-
nahmen bzw. Gutachten von UNHCR, Amnesty international, US De-
partment of State, Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte 
und sonstiger (!) geeigneter Stellen zur Situation in seinem Hei-
matstaat, wie beantragt wurde. Zudem wäre dieser Beweisantrag zur 
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Feststellung 'zur Situation in seinem Heimatstaat' nicht als aus-
reichend konkretisiert zu betrachten.  
 
 Der Beschwerdeführer bringt in der Beschwerde nicht näher 
konkretisiert weiters vor, dass ihm bei einer Abschiebung in seine 
Heimat asylrelevante Verfolgung drohe und er sofort der Gefahr 
einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre. Der Asylgerichts-
hof geht im Ergebnis davon aus, dass der diesbezügliche Sachver-
halt ausreichend geklärt war und auch die Beschwerde nicht aus-
reichend konkretisiert und substantiiert war, um die erstinstanz-
liche Beweiswürdigung bzw. den beweiswürdigend festgestellten 
Sachverhalt erfolgreich zu bekämpfen. Soweit er hier dann noch be-
antragt, die Behörde möge eine solche Gefährdung durch geeignete 
Recherchen erheben, stellt dies einen als unzulässig zu eracht-
enden Antrag auf einen Erkundungsbeweis dar, dem keine Folge zu 
leisten ist. Erkundungsbeweise dienen nicht dazu, ein konkretes 
Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst er-
möglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsver-
fahren unzulässig. Daher ist die Behörde nicht gem. §§ 37 iVm 39 
Abs 2 AVG zur Durchführung eines solchen Beweises (zur Ent-
sprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass 
dessen Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet (s. auch 
Hengstschläger – Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, 
Manz Kommentar, Rz 16 zu § 46 mwN) und diesen Beweisanträgen im 
gegenständlichen Fall aus o.a. Erwägungen nicht gefolgt wurde.  
 
 Den vom Bundesasylamt herangezogenen Berichten wurde in 
der Beschwerde nicht konkret und substantiiert entgegen getreten. 
Eine maßgebliche Änderung der entscheidungsrelevanten Lage im Her-
kunftsstaat ist weder notorisch noch entspricht dies dem Amts-
wissen, weshalb die dargestellte Lage – sofern sie entscheidungs-
relevant ist – noch als aktuell anzusehen ist.  
 
 Im Ergebnis ist es dem Beschwerdeführer mit dessen 
Beschwerde weder gelungen eine wesentliche Unschlüssigkeit der 
erstinstanzlichen Beweiswürdigung aufzuzeigen noch ist er dieser 
im Rahmen der Anfechtungsbegründung in substantiierter Form ent-
gegengetreten. Hiezu wäre es erforderlich gewesen, dass der Be-
schwerdeführer entweder in begründeter Form eine maßgebliche Un-
richtigkeit der erstinstanzlichen Beweiswürdigung dargetan oder 
Argumente vorgebracht hätte, die einerseits zu einer anderen Ge-
wichtung oder Bewertung der verfahrensgegenständlichen Beweis-
mittel führen würden oder aus denen andererseits im Rahmen der 
allgemeinen Denklogik eine Prävalenz des von ihm dargestellten 
Geschehnisablaufes gegenüber jenem von der Erstbehörde ange-
nommenen hervorleuchtet, was im Ergebnis zu einer anders gelag-
erten Wahrscheinlichkeitsbeurteilung des der weiteren rechtlichen 
Würdigung zugrunde zu legenden historisch-empirischen Sachver-
haltes führen würde." 
 

 In den danach folgenden Erwägungen begründet der Asyl-

gerichtshof in den angefochtenen Entscheidungen die Abweisung der 
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Anträge auf internationalen Schutz ("Zu Spruchpunkt I.") unter 

Bezugnahme auf die oben wiedergegebene Beweiswürdigung konkret  

damit, dass es den Beschwerdeführern "nicht gelungen [sei,] eine 

solche [sic: Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Flüchtlings-

konvention] glaubhaft zu machen, weshalb die vorgetragenen flucht-

kausalen Angaben" der Asylwerber "gar nicht als Feststellung der 

rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch 

deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohlbegründeter Furcht vor 

Verfolgung gar nicht näher zu beurteilen (vgl. VwGH 9.5.1996, 

Zl.95/20/0380)". Auch aus der allgemeinen Lage lasse sich konkret 

für die Beschwerdeführer nicht der Status eines Asylberechtigten 

ableiten.  

  

 4. Gegen diese Entscheidungen des Asylgerichtshofes 

richten sich die vorliegenden, auf Art. 144a B-VG gestützten 

Beschwerden, in denen die Verletzung verfassungsgesetzlich 

gewährleisteter Rechte behauptet und die kostenpflichtige Aufhe-

bung der angefochtenen Entscheidungen beantragt wird. 

 

 5. Der Asylgerichtshof hat als belangtes Gericht die 

Verfahrensakten vorgelegt und beantragt, die Beschwerden kosten-

pflichtig abzuweisen. Von der Erstattung einer Gegenschrift wurde 

Abstand genommen. 

 

 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat über die - zulässigen - 

Beschwerden erwogen: 

 

 1. Nach der mit VfSlg. 13.836/1994 beginnenden, nunmehr 

ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa 

VfSlg. 14.650/1996 und die dort angeführte Vorjudikatur; weiters 

VfSlg. 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält Art. I Abs. 1 des 

Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Internationalen 

Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer 

Diskriminierung, BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die 

Gesetzgebung als auch an die Vollziehung gerichtete Verbot, sach-

lich nicht begründbare Unterscheidungen zwischen Fremden vorzu-
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nehmen. Diese Verfassungsnorm enthält ein - auch das Sachlich-

keitsgebot einschließendes - Gebot der Gleichbehandlung von 

Fremden untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann 

und insoweit zulässig, als hiefür ein vernünftiger Grund erkenn-

bar und die Ungleichbehandlung nicht unverhältnismäßig ist. Eine 

Verletzung dieses Grundrechts liegt unter anderem vor, wenn die 

Behörde Willkür geübt hat. 

 

 Ein willkürliches Verhalten der Behörde, das in die Ver-

fassungssphäre eingreift, liegt unter anderem in einer gehäuften 

Verkennung der Rechtslage, aber auch im Unterlassen jeglicher Er-

mittlungstätigkeit in einem entscheidenden Punkt oder dem Unter-

lassen eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens überhaupt, 

insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des Parteivor-

bringens und einem leichtfertigen Abgehen vom Inhalt der Akten 

oder dem Außer-Acht-Lassen des konkreten Sachverhalts (zB 

VfSlg. 15.451/1999, 15.743/2000, 16.354/2001, 16.383/2001). 

 

 Ein willkürliches Vorgehen liegt insbesondere dann vor, 

wenn die Behörde den Bescheid mit Ausführungen begründet, denen 

jeglicher Begründungswert fehlt (s. etwa VfSlg. 13.302/1992 mwN, 

14.421/1996, 15.743/2000). Für Entscheidungen des Asylgerichts-

hofes gelten sinngemäß dieselben verfassungsrechtlichen Schran-

ken. 

 

 2. Ein derartiger, in die Verfassungssphäre reichender 

Fehler ist dem Asylgerichtshof unterlaufen (vgl. VfGH 7.11.2008, 

U 67/08; 3.12.2008, U 131/08; 11.3.2009, U 132/08): 

 

 In den angefochtenen Entscheidungen hat der belangte 

Gerichtshof nicht selbst den Anforderungen des § 60 AVG ent-

sprochen, sondern der Sache nach lediglich die jeweilige Be-

gründung des Bundesasylamtes mit den Worten des § 60 AVG qua-

lifiziert und darauf verwiesen sowie diese zum Inhalt seiner 

Entscheidungen erklärt. Den Ausführungen zur Beweiswürdigung, die 

sich darauf beschränken, auf den jeweiligen Bescheid des Bundes-

asylamtes zu verweisen, fehlt jeglicher Begründungswert. 
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Hinsichtlich der eingebrachten Berufungen (nunmehr: Beschwerden) 

kommt der Asylgerichtshof zu dem Ergebnis, dass es den Beschwer-

deführern "weder gelungen [sei,] eine wesentliche Unschlüssigkeit 

der erstinstanzlichen Beweiswürdigung aufzuzeigen, noch ... 

dieser im Rahmen der Anfechtungsbegründung in substantiierter 

Form entgegenzutreten", ohne dass ersichtlich ist, welcher 

Sachverhalt dieser Beurteilung zugrunde liegt.  

 

 Die bekämpften Entscheidungen verstoßen schon deshalb 

gegen das Willkürverbot des Gebotes der Gleichbehandlung von 

Fremden untereinander und gegen das rechtsstaatliche Gebot der 

Begründung gerichtlicher Entscheidungen. 

 

 Die Entscheidungen waren daher aufzuheben.  

 

 

III. 1. Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 88a iVm 

§ 88 VfGG. Da die Beschwerdeführer gemeinsam durch einen 

Rechtsanwalt vertreten sind, war der einfache Pauschalsatz, 

erhöht um einen entsprechenden Streitgenossenzuschlag, zuzu-

sprechen (s. VfGH 26.6.1998, B 259/96). In den zugesprochenen 

Kosten ist Umsatzsteuer in der Höhe von € 460,- enthalten. 

 

 2. Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 

erster Satz VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöffentlicher 

Sitzung getroffen werden. 

 

 

Wien, am 28. Jänner 2010 

Der Präsident: 

Dr. H o l z i n g e r 

 

Schriftführerin: 

Dr. F e l n h o f e r - L u k s c h 

 


